
An ihrer Entschlossenheit, den
Bau der 380 kV-Trasse durch

den Thüringer Wald trotz des Plan-
feststellungsbeschlusses verhin-
dern zu wollen, ließ Petra Enders
keinen Zweifel. 

Die Landtagsabgeordnete der LIN-
KEN und Bürgermeisterin der von der
Monstertrasse ebenfalls betroffenen
Stadt Großbreitenbach hatte zusam-
men mit Klaus Bergmann von der
Bürgerinitiative Riechheim und dem
Rechtsanwalt Dr. Hans Neumeier zu
einem Pressegespräch eingeladen
und die 16 Ordner mitgebracht, die
den jetzt schon fünf Jahre währenden
Kampf der Bürger gegen ein völlig un-
nötiges, Natur und Mensch belasten-
des Energiegroßprojekt belegen, und
kündigte an: Am 6. März wird Klage
beim Bundesverwaltungsgericht in
Leipzig eingereicht. Dahinter stehen
vor allem betroffene Privateigentü-
mer, Bürgerinitiativen, aber auch die
Stadt Großbreitenbach und weitere
Kommunen, die in einer Solidarge-
meinschaft gegen den Planfeststel-
lungsbeschluss vorgehen. 

„Wir bleiben dabei, wir sehen keine
Planrechtfertigung für den Neubau
einer solchen Leitung – sie ist ein Re-
likt der Vergangenheit, damit festigt
man nur Monopolstrukturen im Ener-
giesektor“, betonte Petra Enders und
verwies auf die von den Kommunen
und den Bürgerinitiativen gemeinsam

mit Fachleuten immer wieder unter-
breiteten Alternativen. Bestehende
Leitungen könnten optimiert werden,
und vor allem ist die Energiepolitik
der Zukunft eine der dezentralen Lö-
sungen. Sie setzt auf die Energiewen-
de und damit ganz klar auf erneuer-
bare Energien, die vor Ort erzeugt

und verbraucht werden. Petra Enders
kritisierte die Art und Weise des vom
Landesverwaltungsamt vorgelegten
Planfeststellungsbeschlusses, die
„mit Offenheit und Transparenz
nichts zu tun hat“. Vor allem enthalte
er eine ganze Reihe von Mängeln. An-
walt Neumeier sprach von Abwä-

gungsdefiziten. Der Beschluss sei de-
fizitär und es fehle insbesondere eine
Lastflussanalyse, „um zu klären, ob
das Vorhaben überhaupt gerechtfer-
tigt ist“. Klaus Bergmann brachte sei-
ne Verärgerung darüber zum Aus-
druck, dass sie als Bürger „nicht
ernst genommen werden“. „Wir füh-

Energiewende im Blick

Das „Kampfhundegesetz“ verfehlt sein Ziel

Petra Enders: Neubau einer 380 kV-Starkstromtrasse - „ein Relikt der Vergangenheit“
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sollen auf das Verbindende hinweisen.
„Für friedliches Miteinander und Tole-
ranz durch die Welt zu ziehen, das ha-
ben sie sich vorgenommen“, heißt es
auf der Homepage der „Blauschäfe-
rei“. 

Für Bodo Ramelow, der sich seit
Jahren aktiv für Toleranz einsetzt, han-
delt es sich um ein besonders unter-
stützenswertes Motto. „Es gibt keine
roten, weißen, gelben, grünen oder
schwarzen Schafe mehr – alle Schafe
sind blau, alles Schafe sind gleich“,
kommentierte er mit einem Schmun-
zeln. 

http://www.blaue-schafe.de/

Ein Blauschaf, geschaffen in der
Künstlerwerkstatt „Blauschäferei“
(Rainer Bonk und Berta-Maria Reetz),
hat seine Heimat jetzt in der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag ge-
funden. Bodo Ramelow, Vorsitzender
der Thüringer Linksfraktion, erhielt
das originelle Geburtstagsgeschenk
von der Fraktion DIE LINKE im Land-
tag Nordrhein-Westfalen, überreicht
wurde es während des Parlamenta-
riertages in Kiel.

Die Schafe sind für das europaweite
Aktionsprojekt „Alle sind gleich – je-
der ist wichtig!“ entstanden, das sich
für ein friedliches Miteinander und für
Toleranz einsetzt. Die blauen Schafe

angriffe von Hunden bei den Ord-
nungsämtern im Jahr 2011 in Thürin-
gen registriert worden. Der Statistik
zufolge wurden in 282 Fällen Men-
schen verletzt, 73 von ihnen schwer.
Ein Mann wurde in Wülfingerode im
Kreis Nordhausen von seinem eige-
nen Hund (einem Dobermann) getö-
tet. Die Zahl der Angriffe von durch
Gesetz als gefährlich deklarierten
Hunderassen war dabei mit 21 sehr
gering. „Die Zahlen bestätigen, was
DIE LINKE in allen Beratungen den In-
itiatorinnen des Gesetzes vorgehal-
ten hat. Dieses Gesetz führt nicht zu
mehr Sicherheit und zum Schutz der
Bevölkerung.“                                  

Die SPD ist wegen ihrer Vergan-
genheit, für die häufige jähe Wen-
dungen das Markenzeichen sind,
nicht gerade als vertrauenswürdig
bekannt. Im Gegenteil: von den
Kriegskrediten bis zum Sozialabbau
– die SPD fällt regelmäßig um.

Der nächste Wählerbetrug ist be-
reits vorprogrammiert. Inzwischen
spekulieren SPD-Bundestagsabge-
ordnete wie Frank-Walter Steinmei-
er oder Carsten Schneider offen
über eine Koalition mit der FDP. Mit
denen will man also SPD-Verspre-
chen wie den gesetzlichen Mindest-
lohn einführen? Das ist peinliche po-
litische Prostitution, um wieder zu
Regierungsämtern zu kommen.

Zwar stinkt der sozialdemokrati-
sche Fisch bedenklich am Kopf,
doch derlei Eskapaden ziehen sich
quer durch die janusköpfige Partei.
Da unterstützen SPD-Politiker voll-
mundig Gegendemonstrationen und
sogar Aufrufe zu friedlichen Blocka-
den von Naziaufmärschen in Dres-
den. Doch im Bundestag und im
Thüringer Landtag wird die Immuni-
tät von LINKE-Abgeordneten, gegen
die eben wegen der Teilnahme an
solchen Antinazi-Demonstrationen
ermittelt wird, aufgehoben – auch
mit Stimmen der SPD. 

Besonders perfide ein weiteres
Spiel der Gabriel-Partei: mit einem
Thilo Sarrazin schielt man offenbar
auf Stimmen in trübbraunen Gewäs-
sern. Anders ist nicht zu erklären,
dass der Sozialrassist SPD-Mitglied
bleiben darf. Dieser peinliche Flirt
mit dem rechten Rand ist beileibe
kein Einzelfall. Auch in Thüringen
werden von der Sozialdemokratie
bei den Bürgermeister- und Land-
ratswahlen Rechtspopulisten unter-
stützt, wobei selbst SPD-Landtags-
abgeordnete brav applaudieren (wä-
hrend Jusos und einzelne Aufrechte
Kritik üben). In Arnstadt blinkt man
sogar (ebenfalls unter Führung einer
SPD-Landtagsabgeordneten) Rich-
tung „Pro“-Bewegung.
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Mit Blick auf das so genannte Thü-
ringer Kampfhundegesetz und die
jetzt veröffentlichte „Beißstatistik“
für das Jahr 2011, betonte MdL Sabi-
ne Berninger die Aussagen der Exper-
ten, dass eine Rasseliste sachlich
nicht begründet und wissenschaftlich
nicht haltbar sei. „Das ist keinesfalls
verwunderlich. Die in der Rasseliste
aufgenommenen vermeintlich per se
gefährlichen Hunde sind eben nicht
die Beißer.“ Die im vergangenen Juni
von den Regierungsfraktionen im
Landtag eingestuften so genannten
„Kampfhunde“ finden sich nicht un-
ter den ersten zehn Hunderassen in
der Beißstatistik. So seien 482 Beiß-

Blauschaf jetzt auch
in der Linksfraktion  

len uns veralbert“, sagte er mit Ver-
weis darauf, dass die Bürgerinitiati-
ven nichts unversucht gelassen hat-
ten. Sie haben Gutachten vorgelegt,
Fachrunden, Anhörungen und jede
Menge Diskussionen durchgeführt.
Unterstützt worden sei sie jedoch nur
von der LINKEN. 


